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Öffentliche Finanzen KERNAUSSAGEN 
Behutsam mit der Schuldenbremse umgehen! 
Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Kohlstruck 

 

Politikanalyse: 

• Staatsverschuldung kann Stabilisierungs-, 

Überbrückungs- und Lastenverschie-

bungsfunktionen erfüllen. 

• Ohne Fiskalregeln besteht der Anreiz ei-

ner zu hohen Staatsverschuldung.  

• Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

hat die Diskussion um eine Reform der 

Schuldenbremse angeheizt.  

• Die neuen EU-Fiskalregeln sind institutio-

nell nicht mit der Schuldenbremse kompa-

tibel.  
 

Politikempfehlungen: 

• Defizite in den Sondervermögen sachge-

recht verbuchen. 

• Ausgaben priorisieren und staatliche Mit-

tel effizient einsetzen. 

• Reformoptionen für die Schuldenbremse 

sorgfältig abwägen und auf Kompatibilität 

mit dem neuen EU-Regelwerk achten. 

  

 

Fiskalregeln sollen garantieren, dass die öf-

fentlichen Haushalte dauerhaft tragfähig sind 

und der Staat gerade in Krisensituationen 

ausreichenden Verschuldungsspielraum hat. 

In Deutschland sieht die grundgesetzlich 

verankerte Schuldenbremse für Bund und 

Länder grundsätzlich strukturell ausgegli-

chene Haushalte vor. Das Urteil des Bun-

desverfassungsgerichts vom 15. November 

2023 hat die Diskussion um eine Reform der 

Schuldenbremse weiter angefacht. Zudem 
wirft die Reform der europäischen Fiskalre-

geln Fragen für die nationale Umsetzung mit 

Hilfe der Schuldenbremse auf. Ob und in-

wieweit angesichts der hohen Finanzbedarfe 

für die Verteidigung, die grüne und digitale 

Transformation und die Auflösung des In-

vestitionstaus eine Reform der Schulden-

bremse notwendig ist, sollte sorgfältig abge-

wogen werden. Dabei ist auch das neue EU-

Fiskalregelwerk zu beachten. Ganz grund-

sätzlich sollten staatliche Ausgaben stärker 

priorisiert und die Mittel effizienter einge-

setzt werden. 
 

Staatsverschuldung kann sinnvoll sein, um 

die wirtschaftliche Entwicklung zu stabilisie-

ren, außergewöhnlich hohe, kurzfristige Fi-

nanzbedarfe zu bewältigen und Finanzie-

rungslasten zwischen den Generationen zu 

verteilen. So kann der Staat in wirtschaftli-

chen Krisensituationen durch kreditfinan-

zierte Ausgaben die Nachfrage und damit 

das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht 

stützen, um längerfristige Schäden an der 

Volkswirtschaft zu verhindern. Zudem kann 

es sinnvoll sein, außergewöhnliche, einma-

lige Ausgaben über Schulden statt über 

Steuererhöhungen zu finanzieren. Denn für 

Bürgerinnen und Bürger sind konstante 

Steuersätze wichtig, da sie ihnen Planungssi-

cherheit für private Investitionen geben. 
Und schließlich kann es sinnvoll sein, öffent-

liche Investitionen, von denen vor allem zu-

künftige Generationen profitieren, über 

Staatsschulden zu finanzieren, um die künfti-

gen Nutzer an den Kosten zu beteiligen.  
 

Auch wenn eine optimale bzw. maximale 

Verschuldung theoretisch nicht eindeutig 

bestimmbar ist, liegt umfangreiche empiri- 

 
 

 

 

 

sche Evidenz vor, dass ein hoher Schulden-

stand das Risiko von Schuldenkrisen erhöht 

und den Investitionsspielraum einschränkt. 

Zudem haben Regierungen Anreize, staatli-

che Ausgaben durch Schulden zu finanzieren 

und die Lasten in die Zukunft zu verschie-

ben, um sich Wählerstimmen zu sichern. Fis-

kalregeln dienen dazu, die Staatsverschul-

dung zu begrenzen und zwingen zu einer 

transparenten Priorisierung von Staatsaus-

gaben. So haben etwa die Mitglieder der EU 
im Vertrag von Maastricht im Jahr 1992 Fis-

kalregeln auf europäischer Ebene vereinbart, 

die solide Haushalte gewährleisten sollen. In 

einer Währungsunion wie der Eurozone 

dient eine Begrenzung der staatlichen Ver-

schuldung nicht nur dazu, die Tragfähigkeit 

der öffentlichen Finanzen zu sichern, son-

dern auch, Trittbrettfahrerverhalten zu ver-

hindern. Denn bei gemeinsamer Währung 

besteht der Anreiz, die staatliche Verschul-

dung auszuweiten und die Kosten in Form 

von inflationären Entwicklungen auf die Ge-

meinschaft abzuwälzen.  
 

In Deutschland wurde in Folge der globalen 

Finanzkrise und angesichts des politischen 

Konsenses, dass eine stetig steigende Schul-

denstandsquote nicht tragfähig ist, im Jahr 

2009 die Schuldenbremse im Grundgesetz 

verankert. Sie dient auch dazu, die europäi-

schen Fiskalregeln auf nationaler Ebene ab-

zusichern. Während der Corona-Pandemie 

haben Bund und Länder die Notfallklausel 

der Schuldenbremse genutzt, um umfangrei-

che kreditfinanzierte Unterstützungsmaß-

nahmen für Bevölkerung und Wirtschaft zu 

finanzieren. Anfang 2022 hat die Bundesre-

gierung einen zweiten Nachtragshaushalt für 

das Jahr 2021 beschlossen und darin vorge-

sehen, 60 Mrd. Euro nicht genutzter Kre- 

ditermächtigungen im Rahmen der Notfall-

klausel in den Energie- und Klimafonds (EKF) 

zu übertragen, um Transformationsaufgaben 

zu finanzieren. Das Bundesverfassungsge-

richt hat im November 2023 zu einer von 

der CDU-/CSU-Fraktion des Deutschen 

Bunddestages angestrengten Verfassungs-

klage gegen die Übertragung der Notlagen-

kredite an den EKF ein weit reichendes Ur-

teil gefällt. Demnach können Notlagenkre-

dite nicht mehr angespart werden und Defi-
zite in Sondervermögen müssen sachgerecht 

verbucht werden. Die Bundesregierung 

musste die Haushalte für die Jahre 2023 und 

2024 entsprechend anpassen.  
 

Angesichts der hohen Finanzbedarfe für die 

Verteidigung, die grüne und digitale Trans-

formation sowie die Auflösung des jahrelan-

gen Investitionsstaus wird über mögliche 

Anpassungen der Schuldenbremse disku-

tiert. Die Vorschläge reichen von kleineren 

technischen Änderungen über eine generelle 

 

 

Erhöhung des Kreditspielraums bis hin zur 

Einführung einer so genannten „goldenen 

Regel“, die eine Kreditfinanzierung von Net-

toinvestitionsausgaben erlauben würde. Die 

Reformoptionen sollten in ihren Vor- und 

Nachteilen sorgfältig abgewogen werden. 

Zudem gilt es, das deutsche Regelwerk 

kompatibel mit den auf europäischer Ebene 

vereinbarten neuen Regelungen zu machen. 

Das neue EU-System sieht vor, künftig pri-

mär auf das Wachstum der Staatsausgaben 

abzustellen und nicht mehr auf das staatliche 

Defizit. Eine gesamtstaatliche Ausgabenregel 

in einem föderalen Staat wie Deutschland in-

stitutionell umzusetzen, wirft viele Fragen 

auf. Auch dürften die auf europäischer 

Ebene vereinbarten Safeguards für staatliche 

Defizite politisch eher als Zielwerte, denn 
als Maximalwerte interpretiert werden und 

die Diskussion um eine Ausweitung des Ver-

schuldungsspielraums der deutschen Schul-

denbremse anheizen. 
 

Zwar gibt es nicht die optimale Schuldenre-

gel. Aber eine wirksame institutionelle 

Selbstbindung von Regierungen sichert Bür-

gerinnen und Bürger gegen die Folgen einer 

zu hohen Staatsverschuldung ab.  Daher 

sollte behutsam mit der Schuldenbremse 

umgegangen werden.  

Helfen Sie mit! 
 

Um den ECONWATCH-Policy Brief an-

bieten zu können, in dem Sie verständliche 

und wissenschaftlich fundierte Informatio-

nen über wirtschaftspolitische Zusammen-

hänge und Reformmöglichkeiten erhalten, 

ist ECONWATCH als gemeinnützige und 

unabhängige Organisation auf Mitgliedsbei-

träge und Spenden angewiesen. Informati-

onen hierzu erhalten Sie auf: 
  

www.econwatch.org 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundlage 

des ECONWATCH-Meetings „Nach dem 

Karlsruher Urteil: Wie weiter mit der 

Schuldenbremse?“ mit Prof. Dr. Thiess 

Büttner (Friedrich-Alexander-Universität 

Erlangen-Nürnberg, Beirat des Stabilitäts-

rats, Wissenschaftlicher Beirat beim BMF) 
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